
zu liefern und ihm das Eigentumsrecht an dem Fahr­
zeug zu verschaffen (vgl. Ziff. 1 und 2 des Musterver­
trags). Es entsteht also ein aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB 
hergeleiteter, auf die Übereignung eines Pkw gerich­
teter Anspruch des Käufers. Dieser Anspruch ist ver­
mögensrechtlicher Natur und einklagbar. Wurden die 
während der Ehe geleisteten Kaufpreiszahlungen über­
wiegend aus den Arbeitseinkommen oder ähnlichen 
wiederkehrenden Leistungen der Ehegatten erbracht, 
so gehören alle Ansprüche des Käufers aus dem Ver­
trag — insbesondere der Anspruch auf Übereignung 
des Pkw — zum gemeinschaftlichen Vermögen (§ 13 
Abs. 1 FGB). Die gleichen Rechtsfolgen treten ein, wenn 
aus Mitteln des gemeinschaftlichen Vermögens beider 
Ehegatten gezahlt wurde oder wenn die Eheleute trotz 
der Begleichung des Kaufpreises aus dem Vermögen 
eines Ehegatten gemäß § 14 FGB vereinbart haben, daß 
die Rechte aus dem Kaufvertrag beiden Ehegatten zu­
stehen sollen.
In diesen Fällen ist es unerheblich, daß der Kaufver­
trag nur auf den Namen eines Ehegatten lautet./2/
Treffen die genannten Voraussetzungen zu, und gehö­
ren die Rechte des Käufers — insbesondere der An­
spruch auf Übereignung des Pkw — zum gemeinschaft­
lichen Vermögen, dann unterliegen diese Rechte auch 
der Eigentums- und Vermögensteilung nach § 39 FGB. 
Die Rechte aus dem Kaufvertrag sollten der Partei 
zugesprochen werden, die den Pkw unter Berücksichti­
gung der in Abschn. A II Ziff. 6 der Richtlinie Nr. 24 
des Plenums des Obersten Gerichts zur Aufhebung der 
Eigentums- und Vermögensgemeinschaft der Ehegatten 
während und nach Beendigung der Ehe vom 22. März 
1967 (GBl. II S. 180, NJ 1967 S. 240) genannten Kriterien 
am dringendsten benötigt. Dabei ist es u. E. bei ent­
sprechender Anwendung des §402 BGB zulässig, eine 
Partei zur Herausgabe der Vertragsurkunde an den 
Prozeßgegner zu verurteilen, wenn diesem die Rechte 
aus dem Kaufvertrag zugesprochen wurden.
Da gemäß § 39 Abs. 3 Satz 1 FGB jeder frühere Ehe­
gatte mit der Einigung bzw. mit der Rechtskraft der 
Entscheidung alleiniger Inhaber der ihm zugesproche­
nen Vermögensrechte wird, ist der Handelsbetrieb an 
eine Vereinbarung der Parteien bzw. an ein rechts­
kräftiges Urteil über die Zuteilung der Rechte aus dem 
Kaufvertrag gebunden.
Sollte der Pkw für gemeinschaftliche Zwecke beider 
Ehegatten erworben werden, so kann gemäß § 11 FGB 
jeder Ehegatte für die Erfüllung der sich aus dem Kauf­
vertrag ergebenden Verpflichtungen — insbesondere 
zur Zahlung des Kaufpreises — in Anspruch genom-

/2/ Die Rechtslage ist hier ähnlich wie bei aus Arbeits­
einkünften gebildeten Sparguthaben, über die keine abwei­
chenden Vereinbarungen der Ehegatten gemäß § 14 FGB vor­
liegen. Diese Sparguthaben sind auch dann, wenn sie nur auf 
den Namen eines Ehegatten lauten, gemäß § 13 Abs. 1 Satz 1 
FGB gemeinschaftliches Vermögen.

men werden. Dies ist auch dann möglich, wenn von 
dem Ehepartner, der den Kaufvertrag geschlossen 
hatte, nicht zu erkennen gegeben worden war, daß er 
kraft Gesetzes auch seinen Ehegatten vertritt./3/

Es ist aber möglich, bei der Vermögensteilung fest­
zustellen, daß die nach dem Gesetz von beiden früheren 
Ehegatten noch zu erfüllenden vertraglichen Verpflich­
tungen von dem zu erbringen sind, dem die Rechte aus 
dem Vertrag zugesprochen werden. Eine solche Fest­
stellung bedarf, soll sie gegenüber dem Handelsbetrieb 
als Gläubiger wirksam werden, dessen Zustimmung. 
Wird diese nicht erteilt, so wirkt die Feststellung nur 
im Innenverhältnis der Parteien./4/
Bei teilweiser Nichtzahlung des Kaufpreises wird der 
Handelsbetrieb jedoch in der Regel nicht versuchen, 
seine Ansprüche gerichtlich durchzusetzen, sondern er 
wird entsprechend dem für diese Fälle vereinbarten 
Rücktrittsrecht (vgl. Ziff. 8 des Mustervertrags) vom 
Vertrag zurücktreten.
Auch nach Rechtskraft der Ehescheidung können die 
Rechte und Pflichten aus dem Kaufvertrag noch zum 
Gegenstand einer Vermögensauseinandersetzung ge­
macht werden. Dem kann im Einzelfall nicht entgegen 
gehalten werden, daß nach dem Kaufvertrag (vgl. 
Ziff. 6 des Mustervertrags) eine Abtretung der ver­
traglichen Ansprüche des Käufers nur an dessen Ehe­
gatten und Kinder — nicht jedoch an den früheren 
Ehegatten — möglich ist.
Eine Vermögensauseinandersetzung gemäß § 39 FGB ist 
nicht mit einer Abtretung i. S. der §§ 398 ff. BGB 
gleichzusetzen; auch kann u. E. die Durchführung einer 
familienrechtlichen Vermögensauseinandersetzung nicht 
durch Vereinbarung ausgeschlossen werden. Eine solche 
Festlegung würde den Grundsätzen des Familienrechts 
widersprechen.
Lediglich in den Fällen, in denen die zur Erfüllung 
des Kaufvertrags bereits gezahlten Mittel überwiegend 
aus dem Alleinvermögen eines Ehegatten stammen und 
keine Vereinbarung gemäß § 14 FGB über die Begrün­
dung gemeinschaftlichen Vermögens vorliegt, gehören 
die Ansprüche aus dem Kaufvertrag zum Alleinvermö­
gen dieses Ehegatten und unterliegen nicht der Ver­
mögensteilung nach § 39 FGB.

Um die Vermögensverhältnisse beim Erwerb von Kraft­
fahrzeugen von vornherein sichtbar zu machen, emp­
fiehlt es sich, in den Fällen, in denen das Fahrzeug 
aus Arbeitseinkommen oder ähnlichen Einkünften der 
Ehepartner bzw. aus gemeinschaftlichen Mitteln für die 
gemeinsame Lebensführung erworben werden soll, den 
Kaufvertrag mit beiden Ehegatten abzuschließen.

131 Vgl. FGB-Kommentar, 3. Aufl., Berlin 1970, Anm. 1.2 zu 
§ 11 <S. 62); OG, Urteil vom 7. August 1970 — 2 Zz 11/70 — 
(NJ 1970 S. * 718 f.).
/4/ Vgl. dazu auch die für Teilzahlungskredite im Abschn. A 
IV Ziff. 13 der Richtlinie Nr. 24 gegebenen Hinweise.

Dr. RUDI TRAUTMANN, Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Bezirks Halle

Planmäßige und effektive Öffentlichkeitsarbeit des Staatsanwalts
Untersuchungen der Staatsanwaltschaft im Bezirk 
Halle haben ergeben, daß noch nicht alle Möglichkeiten 
genutzt werden, um die Öffentlichkeitsarbeit planmä­
ßig und effektiv zu gestalten. Zu Unrecht wird der 
Rückgang der Öffentlichkeitsarbeit u. a. mit dem Rück­
gang von Strafverfahren begründet. Damit wird jedoch 
verkannt, daß die „Öffentlichkeitsarbeit... das dialek­
tische Verhältnis zwischen Bürger und Staat (be­
trifft)“/!/ und die Staatsanwaltschaft zu einer wirksa-

/1/ Sorgenicht, „Öffentlichkeitsarbeit — eine wesentliche Seite

men kommunalpolitischen Öffentlichkeitsarbeit beitra­
gen kann und muß./2/ Eine Tatsache ist andererseits, 
daß die Staatsanwälte im Bezirk Halle bedeutend mehr 
Strafverfahren als die Richter auswerten, obwohl die 
Verantwortung des Gerichts nach § 256 StPO klar ge-

staatlicher Führungstätigkeit“, Sozialistische Demokratie vom 
7. August 1970, Beilage 32/70, S. 11.
/2/' Vgl. „Für eine wirksame kommunalpolitische Öffentlich­
keitsarbeit“ (Thesen), Sozialistische Demokratie vom 7. August 
1970, Beilage 32/70.
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